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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulrike Höfken-Deipenbrock, 
Christian Sterzing und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/56 — 


Stand der Außenabsuche und der Entsorgung der Sprengstoff- und Giftgasgranaten 
der Rüstungsaltlast Hallschlag, Kreis Daun, Rheinland-Pfalz 


In jüngster Zeit häufen sich wieder die Hinweise aus der Bevölkerung, 
daß im Außenbereich des abgesperrten Munitionsgeländes in Hall- 
schlag verstärkt Granaten aus der Zeit des Ersten Weltkriegs gefunden 
worden sind. Gleichzeitig weigern sich die zuständigen Behörden offen- 
sichtlich immer noch eine Absuche zu ermöglichen. BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN in Rheinland-Pfalz haben dies bereits wiederholt gefordert. 
Nach Aktenlage sollen bei der Explosion in der Munitionsfabrik meh- 
rere 10 000 Granaten, davon 12 000 Giftgasgranaten, in einem Umkreis 
von über zwei Kilometern um das Werk verstreut worden sein. Im soge- 
nannten „Exotentrichter", unterhalb eines Bauernhofes gelegen, wer- 
den etwa 20 000 Granaten vermutet. Der Engpaß bei der Entsorgung von 
Munition bei der Bundeswehr in Munster hat offensichtlich zudem dazu 
geführt, daß die, insbesondere in Hallschlag gefundenen, Normal- 
sprengstoff- und Giftgasgranaten auch in den nächsten Jahren nicht zur 
Vernichtung abgeliefert werden können. Dies wird insbesondere bei der 
Zwischenlagerung der ca. 75 Jahre alten Giftgasmunition vor Ort zu 
unbeherrschbaren Problemen führen. 

Vorbemerkung 

Die Beseitigung von Kampfmitteln und Kampfmittelresten aus der 
Zeit der beiden Weltkriege ist Aufgabe der Länder. 

Dessen ungeachtet betreibt die Bundeswehr bei der Wehrwissen- 
schaftlichen Dienststelle für ABC-Schutz in Munster eine Ver- 
brennungsanlage für die Vernichtung der auf dem Truppen- 
übungsplatz in Munster geräumten und noch zu bergenden 
C-Kampfstoffe. Die Verbrennungskapazität der Anlage reicht für 
die Beseitigung der bei der Delaborierung von Kampfstoffmuni- 
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tion bei der Truppenübungsplatzkommandantur/Kampfmittel- 
beseitigungsanlage anfallenden C- Kampfstoffe aus. 

Im Rahmen verfügbarer Kapazitäten werden auch Kampf- 
stoffunde der Länder in Amtshilfe vernichtet. 

Die Verbrennungsanlage ist nicht geeignet für die Beseitigung 
größerer Mengen fester Arsenkampfstoffe sowie für die Aufberei- 
tung von mit Kampfstoffen kontaminierten Erden. 

Wegen erforderlicher Umrüstungsarbeiten an der Entlüftungs- 
anlage des Delaborierstandes bei der Truppenübungsplatzkom- 
mandantur/Kampfmittelbeseitigungsanlage konnten über einen 
Zeitraum von rund drei Jahren bis April 1994 die in Munster 
geräumten Kampfstoffgranaten nicht delaboriert werden. Dies 
führte dazu, daß die Bundeswehr wegen mangelnder Lagerkapa- 
zität bei der Entsorgung von bei den Ländern geborgenen Kampf- 
stoffgranaten keine Amtshilfe leisten konnte. 

Aufgrund der zwischen dem Bund und den Ländern bestehenden 
Staatspraxis, nach der der Bund in begrenztem Umfang verpflich- 
tet ist, Kosten für die in der Zuständigkeit und der Verantwortung 
der Länder durchgeführten Kampfmittelbeseitigung zu tragen, 
wird für die Beseitigung fester Arsenkampfstoffe sowie die Entsor- 
gung von mit Kampfstoffen kontaminiertem Erdreich in Munster 
eine zweite Verbrennungsanlage errichtet. Die Finanzierung des 
Baus erfolgt durch das Bundesministerium der Finanzen. 


1. Welchen Kalibers und welcher Inhaltsstoffe waren die mittlerweile 
untersuchten und geröntgten, im Oktober 1994 durch einen Land- 
wirt übergebenen, englischen und französischen Granaten des 
Ersten Weltkriegs? 

Wie viele Granaten wurden bisher untersucht? 


Informationen hierüber liegen der Bundesregierung nicht vor. 


2. Welche Hinweise und Empfehlungen hat der Bundesminister der 
Verteidigung der rheinland-pfälzischen Landesregierung hinsicht- 
lich der systematischen Munitionsabsuche in Hallschlag gegeben? 

3. Wie hat der Bundesminister der Verteidigung darauf reagiert, daß 
die rheinland-pfälzische Landesregierung auf die 1988 erfolgten 
dringlichen Hinweise der Bundeswehr zur Außenab suche des 
Geländes nicht gefolgt ist? 


Anläßlich von Besprechungen wurden die Räumtätigkeiten auf 
dem Truppenübungsplatz Munster erläutert und anheimgestellt, 
in Hallschlag ähnlich zu verfahren. 

Im übrigen ist die Beseitigung von Kampfmittelresten aus der Zeit 
der beiden Weltkriege als Gefahrenabwehr im ordnungsrecht- 
lichen Sinne (Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung, 
Abwehr unmittelbarer Gefahren für Leben oder Gesundheit der 
Allgemeinheit) nach der durch das Grundgesetz festgelegten 
Zuständigkeitsverteilung - wie eingangs erwähnt - Aufgabe der 
Länder (Artikel 30, 83, 104 a Abs. 1 Grundgesetz). 
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4. Wie hat die Bundesregierung darauf reagiert, daß die Landesregie- 
rung von Rheinland-Pfalz bisher nur dort nach Granaten, und 
insbesondere nach Giftgasgranaten hat suchen lassen, wo nach 
Aktenlage nur wenige Granaten zu erwarten sind, und somit die 
vermuteten Hauptfundorte bisher außer acht gelassen wurden? 

5. Wie hat die Bundesregierung darauf reagiert, daß die Landesregie- 
rung von Rheinland-Pfalz noch nicht mit der Durchsuchung an der 
durch Zeitzeugen überlieferten Vergrabungsstelle von Granaten 
„die man nicht sprengen durfte" („Exotentrichter") begonnen hat, 
an der nach Aktenlage bis zu 20 000 Granaten vermutet werden? 


Die Entsorgung von Rüstungs altlasten erfolgt in Eigenverantwor- 
tung der Länder. 


6. Hat die Landesregierung von Rheinland- Pfalz die Menge der zu 
erwartenden Funde an Sprengstoff- und Giftgasgranaten der 
Rüstungsaltlast Hallschlag, und wenn ja, für welchen Zeitraum,, 
beim Bundesminister der Verteidigung zur Vernichtung in Munster 
angemeldet? 


Nein. 


7. Wie würde die Bundesregierung die Einrichtung einer grundsätz- 
hchen Entsorgungsmöglichkeit von Giftgasmunition in Eigenregie 
durch die Landesregierung von Rheinland- Pfalz beurteilen, um 
möglichen Engpässen in Munster zu begegnen? 


Die Bundesregierung begrüßt jede Initiative der Länder zur Ent- 
sorgung von Kampfstoffen und damit kontaminierten Materialien. 
Sie würde der Einrichtung einer Entsorgungsmöglichkeit von 
chemischen Kampfstoffen in Eigenregie durch die Landesregie- 
rung von Rheinland-Pfalz nicht entgegenwirken, da hierfür die 
Zuständigkeit beim Land liegt. 


8. Wie hoch sind die bis zum heutigen Tage aufgelaufenen Kosten für 
die Munitionsräumung, Zwischenlagerung der Munition und des 
verseuchten Erdreiches, und wie hoch sind die Kosten der Muni- 
tionsentsorgung der Rüstungsaltlast Hallschlag? 


Das Land Rheinland-Pfalz hat in Wahrnehmung seiner Verant- 
wortung die Bezirksregierung Trier 1989 mit den notwendigen 
Sicherungsarbeiten beauftragt. Die Arbeiten dauern an. Der Bund 
beteiligt sich aufgrund seiner Zusage aus dem Jahre 1990 zu 
50 vom Hundert an den Kosten der Kampfmittelbeseitigung in 
Hallschlag: Vereinbarungsgemäß beschränkt sich seine Kosten- 
beteiligung an den finanziellen Aufwendungen des Landes auf 
die Arbeiten, die zur Beseitigung unmittelbarer Gefahren für das 
Leben oder die Gesundheit von Menschen auf dem Gelände erfor- 
derlich sind. 

Dem Land wurden bisher rund 9,1 Mio. DM vom Bund erstattet. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der schleppenden 
und spärlichen Ergebnisse der Munitionsräumung in Hallschlag die 
Qualität der bislang durchgeführten Arbeiten? 
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10. Sind nach Meinung der Bundesregierung Konsequenzen z. B. bei 
der Auftragsvergabe und -kontrolle zu ziehen, da augenscheinlich 
der ursprünglich durch die rheinland-pfälzische Landesregierung 
erstellte Kostenrahmen in keinem Verhältnis zu der realen Kosten- 
entwicklung steht? 


Vorbehalte, wie etwa die Einflußnahme auf Vergabe oder Durch- 
führung der Arbeiten, wurden im Hinblick auf die Verantwortlich- 
keiten nicht vereinbart. Das Land ist, auch soweit es nach der 
zwischen dem Bund und den Ländern bestehenden Staatspraxis 
die Erstattung der Kosten für die Beseitigung von Kampfmitteln 
vom Bund verlangen kann, nach den allgemeinen Grundsätzen 
des Haushaltsrechts verpflichtet, für eine wirtschaftliche und spar- 
same Verwendung der Haushaltsmittel zu sorgen. 
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